
 

 

Bericht aus Straßburg – Neues aus dem 
Europäischen Parlament 
 
 

Nach der „Aschewolke“: Europäi-
scher Notfall- und Krisenplan für 
den europäischen Luftverkehr 
  
Nach dem vorübergehenden Abzug 
der Aschewolke über Europa, die 
zwischen dem 15. und 21. April 2010 
zu weitgehenden Sperrungen des 
europäischen Luftraums und nach 
ersten Einschätzungen der Europäi-
schen Flugsicherung Eurocontrol zur 
Streichung von mehr als 100.000 
Flügen in Europa geführt hat, be-
schäftigen sich die europäischen In-
stitutionen intensiv mit den Folgen 
der Luftraumsperrungen. 
 
Am 27. April hat die Europäische 
Kommission ein Maßnahmenpapier 
vorgelegt, das eine Reihe von So-
fortmaßnahmen anregt sowie Vor-
schläge für eine europaweit einheitli-
che Kontrolle und Regulierung unter-
breitet. Die Kommission beziffert den 
durch die vorübergehende Einstel-
lung des Luftverkehrs entstandenen 
Schaden auf 1,5 bis 2,5 Milliarden 
Euro. Der internationale Verband der 
Fluggesellschaften IATA geht allein 
für die Fluggesellschaften weltweit 
von Einnahmeausfällen von insge-
samt knapp 1,7 Milliarden Euro aus. 
Nach Angaben der Kommission wa-
ren von den Flugausfällen allein in 
Europa über 10 Millionen Flugreisen-
de betroffen.  
 

Mittelfristig strebt die Europäische 
Kommission unter anderem struktu-
relle Maßnahmen zur besseren Be-
wältigung weiterer Krisen im Luftver-
kehr an. Sie möchte insbesondere 
eine Expertengruppe unter Beteili-
gung von Vertretern von Eurocontrol, 
der Europäischen Flugsicherheitsbe-
hörde EASA, den Mitgliedstaaten, der 
Industrie und der internationalen Zi-
villuftfahrtorganisation (ICAO) ein-
setzen, die eine Methode für die Be-
wertung von Sicherheitsrisiken erar-
beiten soll. Diese wäre dann für alle 
Mitgliedstaaten verbindlich. 
 

*    *    * 
 
Bald neue EU-Regeln zum Zah-
lungsverzug 
 
Für offene Rechnungen zwischen Un-
ternehmen und Auftraggebern gibt 
es künftig strengere Zahlungsziele. 
Der Binnenmarktausschuss des Eu-
ropäischen Parlaments stimmte am 
28.04.2010 in erster Lesung einem 
Entwurf für eine neue EU-Richtlinie 
zum Zahlungsverzug zu.  
Die Zahlungsfrist bei Rechnungen 
zwischen privaten Unternehmen soll 
künftig bei 30 Tagen liegen. Sie kann 
jedoch auch auf 60 Tage oder mehr 
ausgedehnt werden, wenn beide Ver-
tragspartner dem zustimmen. Für 
Geschäfte zwischen der öffentlichen 
Hand und privaten Unternehmen gel-
ten als Regelfall 30 Tage. Wenn in 

 



begründeten Fällen Verwaltungs- und 
Prüfungsverfahren eine längere Be-
arbeitungszeit notwendig machen, 
kann die Frist auch hier auf maximal 
60 Tage verlängert werden.  
Als Mahngebühr möchten die Abge-
ordneten ein Fixum von 40 Euro pro 
Schreiben festlegen. Eine pauschale 
"Strafgebühr" von fünf Prozent des 
Auftragswerts lehnt der Binnen-
marktausschuss ab. Stattdessen sol-
len Verzugszinsen von neun Prozent 
zusätzlich zum Basiszinssatz  be-
rechnet werden.  
 

*    *    * 
 
Richtlinienvorschläge zur Be-
kämpfung des Menschenhandels 
und der Kinderpornographie 
 
Auf Grundlage des Vertrags von Lis-
sabon hat die Europäische Kommis-
sion ihre aus dem Jahr 2009 stam-
menden Rahmenbeschlussentwürfe 
zur Bekämpfung von Kinderporno-
graphie und Menschenhandel überar-
beitet und nun als Richtlinienvor-
schläge vorgelegt.  
Der Richtlinienvorschlag auf dem Ge-
biet des Menschenhandels entspricht 
weitgehend dem Entwurf von 2009. 
Der Vorschlag zur Bekämpfung von 
sexuellem Missbrauch und Kinder-
pornographie reduziert jedoch die 
Mindeststrafvoraussetzungen. Er 
sieht außerdem (wie bereits der 
Rahmenbeschlussentwurf von 2009) 
vor, dass jeder Mitgliedstaat die er-
forderlichen Maßnahmen zu treffen 
hat, damit der Zugang von Internet-
Nutzern zu Webseiten, die Inhalte 
von kinderpornographischem Materi-
al enthalten oder verbreiten, ge-
sperrt wird. Hierbei soll die Sperrung 
auf das Nötigste beschränkt und der 
Nutzer über die Gründe der Sperrung 
informiert werden.  
Unbeschadet der Sperrung sollen die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen treffen, damit Websei-
ten, die Kinderpornographie enthal-
ten oder verbreiten, aus dem Inter-

net entfernt werden. Grundsätzlich 
sollte hier nach Meinung vieler Ex-
perten die Formel "Löschen vor Sper-
ren" gelten. Das bedeutet, dass zu-
nächst mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln versucht werden soll-
te eine Internetseite zu löschen. 
Wenn dies nicht möglich ist, bei-
spielsweise weil Server nicht zugäng-
lich sind, da sie außerhalb der EU 
betrieben werden, kann dann als Ul-
tima Ratio eine Sperrung vorgenom-
men werden.  
Sabine Verheyen organisiert zu die-
sem Thema am 1. Juli 2010 eine An-
hörung der EVP-Fraktion im Europäi-
schen Parlament, bei der u.a. der 
Niedersächsische Innenminister Uwe 
Schünemann und die Präsidentin von 
Innocence in Danger,  Stephanie zu 
Guttenberg, zu Gast sein werden. 
Ziel dieser Veranstaltung wird es 
sein, das Problem der Kinderporno-
graphie im Internet mit Hilfe von 
Meinungen namhafter Wissenschaft-
ler und im Beisein von Vertretern der 
Opferverbände, der Europäischen 
Kommission sowie nationaler Parla-
mente von allen Seiten zu beleuch-
ten.  
 

*    *    * 
 
EU wird bis 2020 über 20% ihres 
Energiebedarfs mit erneuerbaren 
Energien decken 

 
Nationale Schätzungen haben erge-
ben, dass die EU ihr Ziel, bis 2020 20 
Prozent ihres Energieverbrauchs aus 
erneuerbaren Energien zu beziehen, 
knapp übertreffen wird. Wie die Eu-
ropäische Kommission in einer Zu-
sammenfassung feststellt, wird die 
EU bis 2020 voraussichtlich einen 
Gesamtanteil von 20,3 Prozent an 
erneuerbaren Energien erreichen. 10 
Mitgliedstaaten, darunter Deutsch-
land und Österreich, werden ihre na-
tionalen Ziele für erneuerbare Ener-
gien voraussichtlich übertreffen, und 
weitere 12 Staaten können ihre Ziele 
mit Hilfe von inländischen Ressour-



cen erreichen. Lediglich 5 Mitglied-
staaten werden nach dem derzeitigen 
Stand ihre Ziele allein mithilfe von 
inländischen Quellen voraussichtlich 
nicht verwirklichen können. 
 
Die Pressemitteilung zu diesem The-
ma finden Sie unter 
 
http://europa.eu/rapid/pressRelease
sAction.do?reference=IP/10/265&for
mat=HTML&aged=0&language=DE&
guiLanguage=en  

 
*    *    * 

 
Bei den Lohnnebenkosten liegt 
Deutschland im EU-Vergleich im 
Mittelfeld 
 
Das Statistische Bundesamt hat für 
das Jahr 2009 einen Arbeitskosten- 
und Lohnnebenkostenvergleich ver-
öffentlicht. Ermittelt wurde ein euro-
päischer Durchschnitt von 36 € 
Lohnnebenkosten auf 100 € Brutto-
lohn. Hauptbestandteil der Lohnne-
benkosten sind die Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber, also vor allem die ge-
setzlichen Arbeitgeberbeiträge zu 
den Sozialversicherungen sowie die 
Aufwendungen für die betriebliche 
Altersversorgung. Mit 32 € Lohnne-
benkosten nimmt Deutschland hier-
bei einen Mittelplatz ein. In Frank-
reich betragen die Lohnnebenkosten 
50 €, in Österreich 40 € und in Eng-
land 27 €. 
 

*    *    * 
 
 
Der Sonntag soll europaweit als 
verbindlicher Ruhetag geschützt 
werden 
 
Parteiübergreifend haben Europaab-
geordnete eine Initiative ins Leben 
gerufen, die den Trend zu immer 
mehr Sonntagsarbeit stoppen soll. 
Die Initiatoren wollen eine den Sonn-
tag schützende Bestimmung in der 
EU-Arbeitsschutzrichtlinie verankern, 

deren Überarbeitung derzeit disku-
tiert wird. Der Erfolg der Initiative 
wird von dem Nachweis abhängen, 
dass die Sonntagsarbeit Nachteile für 
die Gesundheit und für die sozialen 
Kontakte der Arbeitnehmer mit sich 
bringt. Der Europäische Gerichtshof 
hatte nämlich 1996 den Sonntags-
schutz aus der ersten Arbeitszeit-
Verordnung der EU mit der Begrün-
dung gestrichen, dass im Zusam-
menhang mit Sicherheit und Ge-
sundheit keine ausreichenden Grün-
de vorlägen.  
 
Die Pressemitteilung der CDU/CSU-
Gruppe in der EVP-Fraktion im Euro-
päischen Parlament zu diesem The-
ma finden Sie hier: 
 
http://www.cducsu.eu/content/view/
6470/4/ 
 

*    *    * 
 
Pflicht zur Neuvergabe von Kon-
zessionsverträgen bei wesentli-
cher Vertragsänderung 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
hat am 13. April entschieden, dass 
aufgrund der Transparenzpflicht ein 
erneutes Vergabeverfahren durchzu-
führen ist, wenn sich wesentliche 
Merkmale eines Konzessionsvertrags 
ändern.  
In seiner Urteilsbegründung bestätigt 
der EuGH seine ständige Recht-
sprechung, die die Anwendung der 
Grundregeln des EG-Vertrages bei 
Dienstleistungskonzessionsverträgen 
vorsieht. Die daraus resultierende 
Transparenzpflicht dient der Sicher-
stellung eines gewissen Grades an 
Öffentlichkeit zugunsten potenzieller 
Bieter. Insbesondere muss nachprüf-
bar sein, ob ein Vergabeverfahren 
unparteiisch durchgeführt wurde.  
Auf dieser Grundlage kommt der Ge-
richtshof zu dem Schluss, dass eine 
Neuvergabe zur Wiederherstellung 
der Transparenz des Verfahrens und 
der Gleichbehandlung der Bieter er-



forderlich ist, wenn sich wesentliche 
Merkmale eines Dienstleistungskon-
zessionsvertrags ändern. Die Fest-
stellung, ob eine wesentliche Ände-
rung erfolgt ist, obliegt den nationa-
len Gerichten. 

 
*    *    * 

 
RAPEX-Jahresbericht 2009 und 
Marktstudie zu Spielzeug vorge-
stellt 
 
Die Europäische Kommission hat am 
15. April 2010 den RAPEX-
Jahresbericht 2009 über das 
Schnellwarnsystem für Verbraucher-
produkte sowie eine EU-Marktstudie 
über die Sicherheit von Spielzeug 
vorgestellt. 
Die vom EU-Netz der Überwachungs-
behörden geleitete Studie hat im 
Jahr 2009 in 13 Ländern die Sicher-
heit von Spielzeug überprüft und 
kommt zu dem Ergebnis, dass jedes 
vierte mechanische Spielzeug in Eu-
ropa nicht sicher ist. Die Überwa-
chungsbehörden untersuchten im 
vergangenen Jahr 800 Produkte in 13 
Mitgliedstaaten, darunter Deutsch-
land. Von den untersuchten Spiel-
zeugen verstießen 200 der Spielzeu-
ge wegen mechanischer Risiken ge-
gen die einschlägigen Sicherheitsbe-
stimmungen. Bei 17 weiteren wurde 
ein zu hoher Schwermetallgehalt 
festgestellt. Alle bedenklichen Pro-
dukte wurden dem Schnellwarnsys-
tem der EU (RAPEX) gemeldet. An-
schließend wurden die nationalen 
Behörden alarmiert, die die betroffe-
nen Produkte aus dem Verkehr zo-
gen. 
 

Hier gelangen Sie zum (englisch-
sprachigen) Internetaufritt der EU-
Verbraucherzentrale: 
 
http://ec.europa.eu/consumers/safet
y/news/index_en.htm 

 
*    *    * 

 

Die EU will die Europäer zu mehr 
Sport und Bewegung ermuntern 
 
Bei der Vorstellung einer Eurobaro-
meter-Umfrage zum Thema  Sport 
und Bewegung hat die für Sport zu-
ständige Kommissarin Androulla 
Vassiliou angekündigt, im Laufe des 
Jahres eine Initiative ins Leben zu 
rufen, die die Europäer dazu animie-
ren soll, Sport und Bewegung ver-
stärkt in ihren Alltag zu integrieren. 
Ihr neues Programm „Sport“ soll eine 
Ergänzung zu nationalen Projekten 
auf diesem Gebiet darstellen.  
Die Eurobarometer-Spezial-Umfrage 
beruht auf knapp 27.000 Interviews 
mit Bürgerinnen und Bürgern in den 
27 Mitgliedstaaten.  
 
Weitere Einzelheiten finden Sie unter 
 
http://europa.eu/rapid/pressRelease
sAction.do?reference=IP/10/383&for
mat=HT&language=DE&guiLanguage
=de  
 
http://ec.europa.eu/public_opinion/a
rchives/ebs/ebs_334_de.pdf  

 
*    *    * 

 
Drei Energiesparpreise gehen 
nach Deutschland 
 
Eine Schule in Hengersberg (Ober-
bayern), die Stadt Villingen-
Schwenningen und der Energiekon-
zern E-ON gehören zu den Gewin-
nern der GreenLight und Green-
Building-Auszeichnungen, die die EU-
Kommission geschaffen hat. Die 
Schule hatte ihren Energieverbrauch 
um über 80 Prozent gesenkt. Die 
Gemeinde Villingen-Schwenningen 
und der Energiekonzern reduzierten 
ihren Stromverbrauch durch den Ein-
bau von Energiesparlampen um 58 
bzw. über 70 Prozent. An den beiden 
Initiativen beteiligten sich mehr als 
700 Teilnehmer aus ganz Europa.  
 
 



Weitere Informationen (in englischer 
Sprache) finden Sie hier: 
 
http://re.jrc.ec.europa.eu/energyeffici
ency 

 
*    *    * 

 
Neuauflage von „Europa in der 
Grundschule“ 
 
Die Unterrichtsmaterialien „Entdeckt 
Europa! – Europa in der Grundschu-
le“  sind ab sofort in der aktualisier-
ten Neuauflage verfügbar. Sie sollen 
Grundschulkinder im Alter von sechs 
bis zwölf Jahren mit dem Thema „Eu-
ropa“ und „Europäische Union“ ver-
traut machen. Die Materialien, die 
aus 21 Arbeitsblättern und einem 16-
seitigen Lehrerheft bestehen, umfas-
sen ein sehr breites Spektrum an 
Themen und können fachübergrei-
fend in verschiedenen Klassenstufen 
angewendet werden.  
 
Die aktualisierte Neuauflage kann 
über die Internetseite von „Entdeckt 
Europa“ kostenfrei bestellt werden:  
 
www.entdeckt-europa.eu 
 

*    *    * 
 

35 Millionen Euro für Öko-
Innovationen  
 
In diesem Jahr stellt die EU-
Kommission 35 Millionen Euro für 
innovative Ökoprojekte zur Verfü-
gung. Interessierte Unternehmen 
können ab sofort Vorschläge einrei-
chen.  
Der Aufruf richtet sich insbesondere 
an Kleine und Mittlere Unternehmen, 
die ökologische Produkte, Verfahren 
oder Dienstleistungen entwickelt ha-
ben und einen finanziellen Anschub 
brauchen, um diese am Markt durch-
zusetzen. 
 
 
 

Nähere Informationen hierzu unter:  
 
http://ec.europa.eu/environment/eco
-innovation/application_en.htm 

 
 

*    *    * 
 
 
Es grüßt Sie ganz herzlich 
 
 

 
 


